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A. Einleitung
Die Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
25. Mai 1 999 zu bestimmten Aspekten des Verbrauchsgüterkaufs und der 
Garantien  für  Verbrauchsgüter  greift  tief  in  einen  Kernbereich  des 
Privatrechts  ein,  indem  sie  die  Mitgliedstaaten  der  Europäischen  Union 
verpflichtet,  ihr  Gewährleistungsrecht  in  wesentlichen  Tei len  zu 
harmonisieren.  D adurch  soll  zum  einen  in  allen  Mitgliedstaaten  ein 
Mindestniveau an Verbraucherschutz im Kaufrecht hergestellt werden. Zum 
anderen  soll  ve rhindert werden, dass Privatpersonen von Direktkäufen in 
anderen  Mitglie dstaaten  aufgrund  der  U nsicherheit  über  die  dortige 
Rechtslage  abgehalten  werden  und  dass  dadurch  der  freie  Warenverkehr 
innerhalb der EU beei nträchtigt wird.
1
In  Deutschland  hat  der  Bundestag  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  mit 
Wirkung vom 1. Januar 2002 an die Vorgaben dieser Rich tlinie angepasst 
und  hat  bei  dieser  Gelegenheit  zugleich  das  allgemeine  Schuldrecht  neu 
gefasst  sowie  einige  Sondergesetze  in  das  Bürgerliche  Gesetzbuch 
integriert.
2  Im  folgenden  sollen  die  wesentlichen  neuen  gesetzlichen 
Regelungen zur Sachmängelgewährlei stung beim Verbrauchsgüterkauf unter 
Effizienzgesichtspunkten  diskutiert  werden.  Diese  Vorgehensweise 
unterscheidet sich von anderen Ansätzen, die den typischen Verbraucher als 
unmündig, machtlos, durch die großen Konzerne manipulierbar und insofern 
besonders schutzb edürftig ansehen.
3
Nach  einer  Darstellung  der  wesentlichen  Änderungen  der 
Sachmängelgewährleistung  beim  Verbrauchsgüterkauf  wird  zunächst  ein 
einfaches  ök onomisches  Referenzmodell  vorgestellt,  das  es  erleichtert, 
effiziente von ine ffizienten Ga rantieversprechen zu unterscheiden, und das 
die  Chancen  und  Risiken  zwingender  gesetzlicher  Regelungen  aufzeigt. 
Abschließend  werden  die  wichtigsten  Änderungen  unter 
Effizienzgesichtspunkten diskutiert.
1 Vgl. insbesondere die Erwägungsgründe (1)  – (5) der Richtlinie.
2 Die  Verknüpfung  der  U msetzung  der  Verbrauchsgüterkauf -Richtlinie  mit  einer 
umfassenden Schuldrechtsreform wurde in einer Erklärung von 258 Zivilrechtlern stark 
kritisiert. Vgl. im Einzelnen  Wilhelm  (2001).
3 Kritisch  zu  diesen  Ansätzen  äußern  sich  etwa  Priest  (1981),  Schäfer  (2000)  und 
Eidenmüller (2001).
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B. Die Umsetzung der Verbrauchsgüterkauf -Richtlinie im B GB
Die Anforderungen der Richtlinie für den Verbrauchsgüterkauf wurden auf 
zweierlei  Wegen  in  das  BGB  integriert.
4  Zum  einen  wurden  die 
wesentlichen  Vorgaben  zur  Mängelgewährleistung  in  die  allgemeinen 
Vorschriften zum Kauf (§§ 433 ff. BGB n. F.)
5 eingearb eitet und somit auf 
alle Kaufve rträge ausgedehnt. Zum anderen hat das BGB jetzt einen eigenen 
Untertitel  zum  Verbrauchsgüterkauf  erhalten  (§§  474  –  479),  d. h.  zu 
Kaufverträgen über bewegliche Sachen zwischen gewerblichen Verkäufern 
und  (privaten)  Verbrauc hern.  Bei  derartigen  Verträgen  wird  die 
Mängelgewährleistung zu  halb zwingendem Recht  gemacht, indem weder in 
Allgemeinen  Geschäft sbedingungen  noch  in  Individualvereinbarungen  zu 
Lasten  des  Verbrauchers  von  den  gesetzlichen  Vorschriften  abgewichen 
werden k ann.
6 Nicht betro ffen von der Verbrauchsgüterkauf -Richtlinie und 
dem  Untertitel  über  Verbrauchsgüterkauf  sind  somit  Verträge  zwischen 
Privaten, Verträge zw ischen Unternehmen sowie Verkäufe von Privaten an 
Unternehmen.
Nach der neuen Gesetzgebung (§ 434)  wird nicht mehr definiert, wann 
ein Mangel vorliegt, sondern es werden vielmehr die Bedingungen für die 
Mangelfreiheit der Sache definiert. Während die Richtlinie in Artikel 2 den 
Verkäufer  ganz  allgemein  dazu  verpflichtet,  dem  Verbraucher  „dem 
Kaufvertrag gemäße Güter“ zu liefern, unterscheidet das BGB nach wie vor 
explizit  zwischen  Sachmängeln  und  Rechtsmängeln,  wobei  der 
Rechtsmangel dem Sachmangel gleichgestellt wird (§ 437). Nach § 434 I ist 
eine  Sache  frei  von  Sachmängeln,  wenn  sie  bei  Gefahrübergang  die 
„vereinbarte Bescha ffenheit“ hat. Bei Fehlen einer Vereinbarung über die 
Beschaffenheit  gilt  die  vertraglich  vorausgesetzte  bzw.  die  gewöhnliche 
Verwendung als Maßstab. Neu ist insbesondere, dass jetzt auch öffentliche 
Äußerungen des Verkä ufers, des He rstellers oder seines Gehilfen z. B. im 
Rahmen von Werbeka mpagnen die „vereinbarte Beschaffenheit“ der Sache 
mitdefinieren,  d. h.  dass  der  Verkäufer  im  Rahmen  seiner 
4 Vgl. im Einzelnen  Micklitz (1999),  Däubler (2001), Haas (2001),  Hoffmann (2001) und 
Honsell (2001).
5 Die im folgenden zitierten Paragraphen beziehen sich auf das BGB in der Fassung vom 
29 .11. 2001.
6 Ausgenommen  von  di esen  zwingenden  Regelungen  sind  gebrauchte  Sachen,  die  im 
Rahmen von öffentlichen Versteigerungen verkauft werden.
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Gewährleistungspflichten  gegenüber  dem  Verbraucher  für  diese 
Äußerungen mit gewissen Einsc hränkungen haftet. Weiterhin ist neuerdings 
ein  Sachmangel  auch  dann  gegeben,  wenn  der  Ve rkäufer  oder  dessen 
Erfüllungsgehilfe  eine  vertraglich  vereinbarte  Montage  nicht  sachgemäß 
durchführt oder wenn der Käufer durch eine mangelhafte Montageanleitung 
zu  e iner  fehlerhaften  Montage  veranlasst  wird  (sog.  IKEA-Klausel). 
Schließlich wird im Unterschied zur bisherigen Rechtslage die Lieferung 
einer  anderen  Sache  (sog.  Aliud)  oder  einer  zu  geringen  Me nge  dem 
Sachmangel gleichgestellt.
7
Bei Vorliegen eines Sachma ngels hat der Käufer die Wahl zwischen vier 
Gewährleistungsrechten, die allerdings hierarchisch gestaffelt sind (§ 437).
8
Er  kann  zunächst  zwischen  Nachbesserung  und  Ersatzlieferung
(Nacherfüllung)  wählen.  Diejenigen  Regelungen,  die  üblicherweise  in 
Allgemeinen  Geschäftsbedingungen  enthalten  waren,  sind  somit  in  das 
Gesetz überno mmen worden. Dabei ist explizit festgelegt (§ 439 II), dass der 
Verkäufer  die  zum  Zwecke  der  Nachbesserung  bzw.  Ersatzlieferung 
erforderlichen Au fwendungen wie insbesondere Transpor t-, Wege -, Arbeits -
und  Materialko sten  zu  tragen  hat.  Der  Verkäufer  ist  allerdings  nicht  zur 
Nachbesserung  bzw.  Ersatzlieferung  verpflichtet,  wenn  diese  nur  zu 
unverhältnismäßig hohen Kosten möglich ist. Verweigert der Verkäufer aus 
diesem Grund die Nac herfüllung, schlägt diese fehl
9 oder ist sie für den 
Käufer  unzumutbar,  so  kann  dieser  vom  Vertrag  zurücktreten  oder  den 
Kaufpreis  mindern  (§§ 440, 441).
Der  Rücktritt vom Vertrag ist allerdings an zusätzliche Voraussetzungen 
gebunden. Zum einen kann der Käu fer nur dann vom Vertrag zurücktreten, 
wenn er dem Verkäufer erfolglos eine  angemessene Frist  zur Nacherfüllung 
gesetzt hat (§ 323 I). Einer Fristsetzung bedarf es aber  – abgesehen von den 
allgemeinen Regelungen in § 323 II  – insbesondere dann nicht, wenn  der 
Verkäufer  die  Nacherfüllung  verweigert  oder  wenn  diese  fehlgeschlagen 
oder  dem  Käufer  unzumutbar  ist.  Zum  anderen  ist  ein  Rücktritt 
7 Kritisch  hierzu  äußert  sich  Honsell  (2001),  280;  befürwortend  dagegen  Haas  (2001), 
1315.
8 Darüber hinaus können bei Verschulden des Verk äufers auch Schadensersatzansprüche 
geltend gemacht werden. Die folgenden Ausführungen beschränken sich allerdings auf 
die verschuldensunabhängigen Gewährleistungsansprüche des Käufers. 
9 Eine  Nachbesserung  gilt  gemäß  §  440  I  in  der  Regel  nach  dem  erfolg losen  zweiten 
Versuch als fehlgeschlagen.
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ausgeschlossen, wenn der Mangel  unerheblich ist (§ 323 V S.2). Bei der 
Minderung gibt es eine derartige Bagatellgrenze n icht, d. h. es kann auch 
wegen unerhebl icher Mängel gemindert werden (§ 441 S.2).
Der Käufer verliert allerdings alle Gewährleistungsansprüche, wenn er 
den Mangel bei Vertragsabschluss kennt. Ist dem Käufer der Mangel infolge 
grober  Fahrlässigkeit  verborg en  geblieben,  verliert  er  ebenfalls  seine 
Gewährleistungsansprüche  –  es  sei  denn,  der  Verkäufer  hat  den  Mangel 
arglistig verschwiegen oder er hat ein entsprechendes Garantieversprechen 
abgegeben (§ 442 I).
Die gravierendsten Änderungen im Gewährleistungsr echt finden sich in 
der  Verjährung der Ansprüche. So verjähren die Gewährleistungsansprüche 
des Käufers bei einer neuen Sache erst nach zwei Jahren  – und nicht, wie 
bisher, nach sechs Monaten. Bei gebrauchten Sachen beträgt die gesetzliche 
Verjährungsfrist ein Jahr (§ 475 II). Bei Sachmängeln, die innerhalb von 
sechs  Monaten  seit  Gefahrübergang  auftreten,  besteht  eine 
Beweislastumkehr,  d. h.  es  wird  vermutet,  dass  der  Mangel  bereits  bei 
Gefahrübergang  existierte  –  es  sei  denn,  der  Ve rkäufer  beweist  das 
Gegenteil (§ 476).
In  den  §§  478  und  479  sind  die  Rückgriffsrechte  des  Letztverkäufers 
gegenüber  seinem  Lieferanten  sowie  zwischen  allen  Verkäufern  und 
Käufern  innerhalb  der  Lieferkette  geregelt.  Muss ein Letztverkäufer eine 
neue Sache wegen eines Mangels zur ücknehmen oder ist er gezwungen, den 
Kaufpreis zu mindern, so kann er ohne Fristsetzung gemäß § 437 seinerseits 
gegenüber  seinem  Lieferanten  zurücktreten,  mindern  oder Schadensersatz 
verlangen. Darüber hinaus kann der Verkäufer von seinem Lieferanten den 
Ersatz  der  Aufwendungen  verlangen,  die  er  zur  Nacherfüllung  gemäß 
§ 439 II  zu  tragen  hatte.  Auch  gegenüber  den  Lieferanten  gilt  die 
Vermutung,  dass  ein  sich  innerhalb  von  sechs  Monaten  zeigender 
Sachmangel  b ereits  bei  Gefahrübergang  vorhanden  war.  Diese 
Bes timmungen  sind  alle rdings  insofern  nicht  zwingend ,  als  abweichende 
Vereinbarungen  zwischen  Abnehmern  und  Lieferanten  getroffen  werden 
können, sofern dem jeweil igen Abnehmer für den Verzicht auf seine Rechte 
ein angemessener Au sgleich eingeräumt wird
10
10 Däubler (2001), 3733 f.
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Neuerdings enthält das BGB auch eine  Garantieregelung. In Umsetzung 
des Artikel 6 der Richtlinie sind zum einen Hersteller und Verkäufer an ihre 
Garantieerklärungen einseitig gebunden (§ 443). Zum anderen besteht bei 
Verbrauchsgüterkäufen  gemäß  §  477  für  den  G arantiegeber  ein 
Transparenzgebot:  Garantieerklärungen  müssen  einfach  und  verständlich 
abgefasst  sein  und  sie  müssen  bestimmte  Pflichtangaben  zum  Inhalt  der 
Garantie  s owie  den  Hinweis  enthalten,  dass  die  gesetzlichen  Rechte  des 
Verbrauchers durch die Garan tie nicht eingeschränkt werden.
C. Ein ökonomisches Referenzmodell
In diesem Abschnitt sollen Garantien im allgemeinen und die gesetzliche 
Regulierung  von  Garantien  im  besonderen  aus ökonomischer Perspektive 
bewertet werden. Dabei wird in zwei Schritten vorge gangen. In einem ersten 
Schritt  wird  untersucht,  welche  ökonomischen  Funktionen  Garantien  in 
einer Marktwirtschaft erfüllen. In einem zweiten Schritt werden Chancen 
und Risiken einer staatlichen Reg ulierung von Garantien diskutiert.
I. Ökonomische Funktionen  von Garantien in einer Marktwirtschaft
Aus  ökonomischer  Sicht  lassen  sich  drei  Funktionen  von  Garantien 
unterscheiden:  die  Versicherungsfunktion,  die  Funktion  eines 
Qualitätssignals  sowie  die  Anreizfunktion,  die  darin  besteht,  durch 
entsprechende Vorke hrungen den Erwartungswert eines Produktmangels zu 
reduzieren. Die B edeutung dieser Funktionen wird dadurch bestimmt, wie 
risikoscheu  die  Ko nsumenten  im  Vergleich  zu  den  Verkäufern  bzw. 
Herstellern  sind,  wie  gut  Käufer  und  Verkäufer  über  die  relevanten 
Produktrisiken  informiert  sind  und  welche  Möglichkeiten  Verkäufer 
(Hersteller) und Käufer haben, das Produktrisiko zu beeinflu ssen.
Jede Garantie stellt eine zusätzliche Leistung des Verkäufers oder des 
Herstellers
11 einer Ware oder einer Dienstleistung dar, die  für diesen mit 
mehr oder weniger hohen Kosten verbunden ist und die einen mehr oder 
weniger hohen Wert für den Käufer hat. Aufgrund der Unterschiede in den 
11 Im folgenden wird davon ausgegangen, dass der Verkäufer zugleich der Hersteller ist, 
sofern nicht ausdrücklich von dieser Annahme abgewichen wird.
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Kosten und Erträgen von Garantien werden diese nur bei bestimmten Gütern 
- oder genauer: bei bestimm ten Gutseigenschaften  - im wohlverstandenen 
Interesse  der  Vertragsparteien  liegen.  In  der  ökonomischen  Literatur 
unterscheidet man in diesem Zusammenhang gewöhnlich drei Klassen von 
Gutseigenschaften:
12
Inspektionseigenschaften  lassen  sich  von  Käufer  und  V erkäufer  vor 
Abschluss des Kaufvertrages ohne große Probleme beobachten. Die Farbe 
eines Autos, das Design einer Stereoanlage oder die faule Stelle an einem 
Apfel  sind  beiden  Parteien  bereits  vor  Abschluss  des  Kaufvertrages 
hinlänglich bekannt. Offensichtl ich wäre eine Garantie bezüglich derartiger 
Eigenschaften völlig sinnlos  – der Kunde inspiziert und kauft oder läßt es 
bleiben.
Anders liegt der Fall demgegenüber bei sog.  Erfahrungseigenschaften, 
d.h.  bei  Produkteigenschaften,  die  erst  beim  Gebrauch  des  Gutes  zutage 
treten.  So  stellt  sich  bei  vielen  langlebigen  Konsumgütern  erst  beim 
Gebrauch heraus, wie reparaturanfällig das Gut ist und wie lange das Gut 
mit welchen Nutzeffekten für den Konsumenten tatsächlich in Gebrauch ist. 
Bei derartigen Produkten tr eten Mängel in Form von Fehlerquoten auf, die 
mehr  oder  weniger  stark  durch  Qualitätskontrollen  des  Herstellers,  die 
Sorgfalt der Händler bei der Lagerung sowie die Sorgfalt des Konsumenten 
beim Gebrauch des Gutes beeinflusst werden können. In diesem Fall  können 
Verkäufer und Käufer ein Interesse an einem Garantieversprechen haben, 
das simultan mit dem Kaufvertrag vereinbart wird, wenn der Wert dieser 
Garantie  für  den  Käufer  mindestens  den  Kosten  entspricht,  die  dem 
Verkäufer  durch  dieses  Versprechen  entste hen.  Ein  Garantieversprechen 
kann  sich  letztlich  auf  vier  mögliche  Leistungen  beziehen:  bei 
Gattungsgütern die Ersatzlieferung, d.h. das fehlerhafte Produkt wird durch 
ein mangelfreies ersetzt; die Reparatur (Nachbesserung); die Minderung des 
Kaufpreises;  die Rückabwicklung des Kaufs (nach Rücktritt). Wenn man 
einmal unterstellt, dass durch alle vier Maßnahmen erreicht werden kann, 
dass der Käufer den gleichen Nutzen wie bei Lieferung eines mangelfreien 
Gutes erhält, so wird sich ein effizientes Garantiever sprechen auf diejenige 
12 Nelson (1970),  Darby/Karny (1973).
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Leistung beziehen, die vom Verkäufer zu den geringsten Kosten erbracht 
werden kann.
13
Eine  dritte  Gruppe  von  Produkteigenschaften  stellen  die  sog. 
Vertrauenseigenschaften dar. Hierbei handelt es sich um Eigenschaften, die 
auch  wä hrend  des  Gebrauchs  des  Gutes  nicht  sinnlich  erfahren  werden 
können,  wie  beispielsweise  die  diversen  Zusatzstoffe  in  Lebensmitteln, 
Kosmetika, Hol zschutzmitteln u.a.m.. Da bei derartigen Eigenschaften aber 
nicht der Pr oduktmangel, sondern vielmehr der Mangelf olgeschaden, d. h. 
beispielsweise  die  Gesundheitsschädigung,  im  Mittelpunkt  des 
Konsumenteninteresses steht, besteht hier auch nur ein geringes Interesse an 
den vier klassischen Garanti eleistungen. 
Im  folgenden  konzentrieren  wir  uns  deshalb  auf  die 
Erfahrungseigenschaften,  auf  die  auch  alle  in  der  Realität  beobachtbaren 
Garantieversprechen  gerichtet  sind.  Dabei  werden  anhand  eines  sehr 
einfachen  Modells  die  drei  grundlegenden  ökonomischen  Funktionen 
diskutiert, die Garantien für die Vertragsparteien haben  können. Zum einen 
können  Garantien  als  Versicherung  risikoscheuer  Käufer  durch 
risikoneutrale  Verkäufer  dienen.  We iterhin  können  Garantien  als 
Qualitätssignale  für  weniger  gut  informierte  Konsumenten  dienen. 
Schließlich  können  durch  geeignet  ausgestaltete   G arantien  Anreize  zur
effizienten  Sorgfalt  bei  der  Herstellung  und  dem  Gebrauch  des  Gutes 
geschaffen werden.
14
1. Garantien als Versicherung
Gehen  wir  in  einem  ersten  Schritt  zunächst  einmal  davon  aus,  dass  die 
Pr o duktrisiken ausschließlich  exogen sind, d. h. weder der Verkäufer noch 
der  Käufer  seien  in  der  Lage,  durch  eigene  Sorgfaltsvorkehrungen  die 
Wahrscheinlichkeit  eines  Produktmangels zu beeinflussen. Verkäufer und 
Käufer seien gleichermaßen über diese Produktrisiken informiert. In diesem 
13 Im folgenden wird der Einfachheit halber immer von einer Reparatur der mangelhaften 
Sache ausgegangen, sofern nicht explizit von dieser Annahme abgewichen wird.
14 Ein früher Beitrag zu den ökonomischen Funktionen von Gewährleistungsansprüchen ist 
die Arb eit von  Priest (1981). Zu entsprechenden formalen Modellen siehe etwa  Emons
(1989a).  Einen  guten  Überblick  über  den  aktuellen  Stand  der  Diskussion  gibt  Wehrt
(2000). Explizite Bezüge zur Verbrauchsgüterkauf -Richtlinie finden sich bei  Wein (2000) 
und  Parisi (2001).
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Fall haben beid e Parteien einen Anreiz, sich auf eine Garantie zu einigen, 
wenn der Käufer risikoscheu und der Verkäufer risikoneutral ist
15 und wenn 
dem  Käufer  keine  günstigere  Versicherung  gegen  dieses  Risiko  zur 
Verfügung steht.
Nehmen wir an, der Verkäufer verkauft g roße Mengen eines langlebigen, 
risikobehafteten Gebrauchsgutes, während jeder einzelne Käufer nur jeweils 
eine  Einheit  kauft.  In  diesen  Fällen  ist  davon  auszugehen,  dass  sich  der 
typische  Verkäufer  risikoneutral  verhält,  während  sich  der  typische 
Konsument eher risikoscheu verhält. Machen wir uns den Zusammenhang 
an einem einfachen Beispiel klar: Der Hersteller eines Mittelklassewagens 
produziert  sein  Automobil  zu  Stückkosten  von  20.000  ￿.  Sowohl  der 
Hersteller als auch der Käufer seien darüber informiert, dass es sich bei 
diesem  Wagen  um  e inen  Prototyp  handelt  und  dass  im  Durchschnitt  bei 
jedem  zehnten  Wagen  ein  Mangel  auftritt,  dessen  Beseitigung 
Reparaturkosten in Höhe von 10.00 0  ￿ erfordert. In diesem Fall besteht für 
beide Parteien in der Regel ein starker Anreiz, sich darauf zu einigen, dass 
der Hersteller im Schadensfall die Rep araturkosten übernimmt und daß der 
Käufer ihm dafür einen dem Risiko en tsprechenden höheren Preis z ahlt. Das 
durchschnittliche  Risiko  pro  Wagen  beträgt  10.000/10  =  1.000  ￿.  Der 
Mindestpreis,  den  ein  (risikoneutraler)  Verkäufer  für  einen  Wagen  mit 
Garantie fordern wird und der sich bei vol lständiger Konkurrenz zwischen 
den Verkäufern auch als Marktpreis  durchsetzen wird, beträgt somit 20.000 
+ 1.000 = 21.000  ￿. Dieser Preis setzt sich aus den Herstellungskosten von 
20.000  ￿  sowie  einer  Versicherungsprämie  von  1.000  ￿  zusammen. 
Berücksichtigt  man,  dass  dem  Verkäufer  bei  Übe rnahme  der  Garantie 
zusätzliche  K osten  der  Verwaltung  entstehen,  indem  beispielsweise 
zusätzliche  Arbeitskräfte  zur  Bearbeitung  der  Garantieantr äge  eingestellt 
werden  müssen,  erhöhen  sich  für  den  Verkäufer  die  durc hschnittlichen 
Kosten pro verkauften Wagen noch einmal (beispielsweise um 1 0  ￿). Ist der 
Käufer somit hinreichend stark risikoscheu und steht ihm keine alternative 
Versicherung  zur  Verfügung,  die  bereit  ist,  das  Reparaturrisiko  zu  einer 
geringeren Prämie als 1.010  ￿ zu versichern, wird er  – sofern er überhaupt 
an  einem  Kauf  inter essiert  ist  –  den  Kauf  des  Wagens  mit
Garantieleistungen für einen Preis von 21.010  ￿ einem Kauf dieses Wagens 
ohne  Garantieleistungen  zu  einem  Preis  von  20.000  ￿  vorziehen.  Die 
15 Zu einer formalen Behandlung dieses Motivs siehe etwa  Emons (1989a), 45 f..
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Übernahme einer Garantie für das Reparaturrisiko durch den Verkäufer ist 
somit eine effiziente L ösung.
Gibt es einige Konsumenten, die risikoneutral sind und sich deshalb gar 
nicht  versichern  wollen  oder  denen  eine  alternative  Versicherung  zur 
Verfügung  steht,  welche  für  die  Versicherung  des  Reparaturrisikos  eine 
geringere  Prämie  a ls  1.010  ￿  fordert,  so  besteht  die  effiziente  Lösung 
offenbar darin, den Konsumenten die Wahl zu lassen zwischen dem Kauf 
eines Wagens  mit Garantieleistung zu einem Preis von 21.010  ￿ und dem 
Kauf eines Wagens  ohne Garantieleistung zu einem Preis von 20.00 0  ￿. 
2. Garantien als Qualitätssignale
Nehmen wir nun an, es gebe zwei Typen von Herstellern. Hersteller vom 
Typ N stellen zu vergleichsweise geringen Produktionskosten Güter einer 
vergleichsweise  schlechten  Qualität,  d. h.  mit  einer  hohen 
Reparaturanfälligkeit, her. Für diesen Typ sollen die im vorangegangenen 
Abschnitt zu grundegelegten Werte gelten, d. h. bei Produktionskosten von 
20.000  ￿ en tstehen bei jedem zehnten Wagen Reparaturkosten in Höhe von 
10.000  ￿. Die durchschnittlichen Reparaturkosten pro Wag en betragen somit 
1.000  ￿. Hersteller vom Typ H stellen zu den höheren Produktionskosten 
von  20.500  ￿  Produkte  höherer  Qualität  her,  wobei  lediglich  bei  jedem 
hundertsten  W agen  Reparaturkosten  in  Höhe  von  10.000  ￿  anfallen.  Die 
durchschnittlichen  Reparatur kosten  pro  Wagen  betragen  in  diesem  Fall 
somit  nur  100  ￿.  Die  beiden  Herstellertypen  seien  zumindest  kurzfristig 
nicht in der Lage, die Reparaturanfälligkeit ihrer Produkte zu beeinflussen, 
so dass das Produktr isiko  – wie in unserem ersten Fall  – exogen is t. Im 
Unterschied zum ersten Fall bestehe aber eine Informationsasymmetrie zu 
Lasten der Konsumenten, die nicht in der Lage seien zu erkennen, ob es sich 
im konkreten Fall um einen Hersteller vom Typ N oder vom Typ H handelt, 
sondern  die  nur  die  Durchschni ttsqualität  der  am  Markt  gehandelten 
Produkte  kennen.  Nehmen  wir  weiterhin  an,  dass  beide  Parteien 
risikoneutral sind. Die Zahlungsberei tschaft der Konsumenten hängt dann 
von der zum Zeitpunkt des Kaufs wah rgenommenen Produktqualität ab, d. h. 
von der Durc hschnittsqualität der Güter.
Haben  nun  die  Hersteller  vom  Typ  H  keine  Möglichkeit,  den 
Konsumenten zu signalisieren, dass sie eine höhere als die durchschnittliche 
Qualität herstellen, so werden die Konsumenten auch nicht bereit sein, für 
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deren Produkte e inen höheren Preis zu zahlen als für Produkte der Hersteller 
vom Typ N. Wenn wir der Einfachheit halber einmal unterstellen, dass die 
Hersteller  vom  Typ  N  in  der  Lage  sind,  zu  konstanten  Stückkosten  die 
gesamte Marktnachfrage zu bedienen, so werden sie die  Hersteller vom Typ 
H  letz tlich  aus  dem  Markt  verdrängen,  weil  diese  aufgrund  ihrer 
vergleichsweise hohen Produktionskosten im Preiswettbewerb keine Chance 
haben. Die schlechte Qualität mit den geringen Produktionskosten verdrängt 
die  gute  Qualität  mit  den   hohen  Produktionskosten,  obwohl  alle 
Konsumenten  die  gute  Qualität  bevorzugen,  da  deren  effektive  Kosten, 
nämlich  die  Produkt ionskosten  plus  der  Erwartungswert  der 
Reparaturkosten, bei der guten Qu alität geringer ist als bei der schlechten 
(20.500  +  100 =  20.600 < 20.000 + 1.000 = 21.000). Oder mit anderen 
Worten: Die Informationsasymmetrie zu Lasten der Konsumenten führt zu 
einer adversen Selektion.
16
Garantien,  die  durch  die  Rechtsordnung  durchgesetzt  werden,  können 
nun den unvollständig informierten Kon sumenten als glaubwürdiges Signal 
dafür dienen, dass es sich bei den zum Verkauf angebotenen Produkten um 
solche höherer Qualität handelt. Auch risikoneutrale Konsumenten können 
somit  ein  Interesse  an  Garantien  haben.  Wenn  wir  aus  Gründen  der 
Vereinfachung  einmal  die  Kosten  der  Verwaltung  der  Garantieleistungen 
vernachlässigen,  so  wird  ein  Hersteller  vom  Typ  H  seine  Produkte  mit 
Garantie zu einem Preis von 20.600  ￿ anbieten und damit die Hersteller vom 
Typ N vor die folgende Wahl stellen: Entweder bieten si e ihre Produkte 
ebenfalls  mit  Garantie  an,  müssen  aber  dann  einen  Preis  von  21.000  ￿
verlangen, um ke ine Verluste zu machen; oder sie bieten keine Garantien an 
und „outen“ sich auf diese Weise als Anbieter minderer Qualität. Wenn wir 
der Einfachheit halber  unterstellen, dass die Hersteller vom Typ H in der 
Lage  sind,  zu  ko nstanten  Stückkosten  die  gesamte  Marktnachfrage  zu 
befriedigen, dann wird in beiden Fällen die schlechte Qualität vom Markt 
verschwinden, was in unserem Beispiel auch im Interesse der Kons umenten 
ist.  Zwar  gibt  es  auch  noch  andere  Möglichkeiten,  den  unvollständig 
informierten Konsumenten überdurchschnittliche Qualität zu signalisieren  –
16 Dieses  Phänomen  wurde  zuerst  von  Akerlof  (1970)  modelliert.  Je  nach 
Zahlungsbereitschaft  der  Konsumenten  ist  es  auch  möglich,  dass  sich  die  schlechte 
Qualität selbst a us dem Markt drängt. Dies wäre in unserem Beispiel dann der Fall, wenn 
bei einem effekt iven Preis von 21.000  ￿ kein Konsument mehr bereit wäre, diesen Wagen 
zu erwe rben.
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wie  beispielsweise  Invest itionen  in  die  Reputation.
17  Aber  während  die 
Wirksamkeit  des  Reputat ionsmechanismus  sehr  stark  davon  abhängt,  wie 
schnell  und  zuverlässig  die  guten  und  schlechten  Erfahrungen  der 
Konsumenten wechselseitig komm uniziert werden können, ist die Garantie 
ein  für  die Verbraucher relativ leicht wahrnehmbares Signal. In unserem 
einfachen  Beis piel  besteht  das  einzige  Risiko  für  den  Konsumenten,  der 
einen  höheren  Preis  für  die  Garantie  b ezahlt,  darin,  dass  der  Hersteller 
zahlungsunfähig  wird  und  seine  Garanti everpflichtungen  nicht  erfüllen 
kann.
3. Garantien als Anreize zur Reduzierung von Produktr isiken
Reale Produktrisiken sind allerdings niemals völlig exogen, sondern sie sind 
zu einem beträchtlichen Teil  endogen, d. h. sie werden durch das Verhalten 
des Verkäufers (Qualitätskontrollen, verwendete Materialien, Konstruktion) 
und  durch  das  Verhalte n  des  Konsumenten  (Sorgfalt  beim  Gebrauch, 
Intensität  der  Nutzung)  beeinflusst.  In  diesem  Fall  haben  geeignet 
ausgestaltete  Garantien  die  ökonomische  Funktion,  den  Vertragsparteien 
Anreize zu einer effizienten Schaden sreduzierung zu geben.
Nehmen  wir  zunä chst  an,  nur  der  Verkäufer  sei  in  der  Lage,  durch 
geeignete  Vorkehrungen  das  Produktrisiko  zu  reduzieren,  während  der 
Käufer keine Möglichkeit habe, durch Sorgfaltsvorkehrungen seinerseits das 
Produktrisiko  zu  beeinflussen  ( unilateraler  Fall ).  Ist  der  Verk äufer 
risikoneutral,  so  ist  es  in  diesem  Fall  effizient,  diesen  für  alle 
Reparaturkosten  haften  zu  lassen,  um  ihn  dazu  zu  veranlassen,  alle 
Vorsorgemaßnahmen  gegen  Pr oduktrisiken  zu  ergreifen,  die  ökonomisch 
gerechtfertigt  sind.  Vorsorgema ßnahmen  sind  dan n  ökonomisch 
gerechtfertigt,  wenn  die  Grenzkosten  der  Vorsorge  nicht  größer  sind  als 
deren Grenzerlöse, d. h. die durch die Au sdehnung der Vorsorge verursachte 
Reduzierung der erwarteten Kosten aus Produktmängeln. 
Wir können uns den Zusammenhang anhand e iner kleinen Modifikation 
des  obigen  Beispiels  verdeutlichen.  Angenommen,  der  Verkäufer  kann 
durch  eine  Verbesserung  seiner  Qualitätskontrollen  das  Risiko  eines 
Produktfehlers reduzieren. In diesem Fall sollen sich die Herstellungskosten 
des  Wagens  um  500  ￿  auf  20.500  ￿  erhöhen.  Aufgrund  dieser 
17 Vgl. hierzu etwa  Eger (1998) und die dort angegebene Literatur.
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Qualitätsverbesserung  reduziere  sich  die  Wahrscheinlichkeit  eines 
Produktfehlers  von  1/10  auf  1/100,  so  daß  sich  der  Erwartungswert  des 
Schadens, d. h. das durc hschnittliche Risiko pro Wagen, von 1.000  ￿ auf 
100  ￿  re duziert.  Den  Gren zkosten  der  verbesserten  Schadensvorsorge  in 
Höhe von 500  ￿ stehen somit Grenzerlöse in Höhe von 900  ￿ (= 1.000  –
100) gegenüber. Die Verbess erung der Qualitätskontrollen ist also effizient 
und  im  wohlverstandenen  In teresse  beider  Vertrag sparteien.  Durch  die 
Übernahme  einer  Garantie  erhält  der  Verkäufer  einen  Anreiz,  die 
Grenzkosten und Grenzerlöse einer verbe sserten Schadensvorsorge effizient 
gegeneinander abzuwägen, d. h. solange in zusätzliche Schadensvorsorge zu 
investieren, wie die da durch verursac hten zusätzlichen Kosten nicht höher 
sind als die dadurch bewirkte Verring erung der erwarteten Schadenskosten. 
Wenn  wir  aus  Gründen  der  Vereinf achung  einmal  die  Kosten  der 
Verwaltung der Garantieleistungen vernachlä ssigen, reduziert sich somi t der 
Mindestpreis, den ein (risikoneutraler) Ve rkäufer unter diesen Bedingungen 
für einen Wagen mit Garantie fordern wird und der sich bei vollständiger 
Konkurrenz zwischen den Verkäufern auch als Marktpreis durchsetzen wird, 
von 21.000 auf 20.600  ￿ (20.0 00 + 500 + 100). Unter diesen Bedingungen 
läßt sich eine Einschränkung der vollstä ndigen Garantie des Verkäufers für 
alle Produktmängel nur rechtfertigen, wenn dieser hinreichend risikoscheu 
ist und keine geeignete Versicherung zur Verfügung steht.
Das Bi ld ändert sich, wenn man unterstellt, dass die Konsumenten die 
Güter mit unterschiedlicher Intensität nutzen. Nehmen wir an, es gibt zwei 
Gruppen von Konsumenten. Größere Familien werden bestimmte langlebige 
Konsumgüter  wie  Automobile,  Wasch -  oder  Geschirr spülmaschinen 
intensiver  nutzen  als  Single -Haushalte.  Für  Konsumenten  mit  hoher 
Nutzungsintensität seien die in obigem Beispiel zugrunde gelegten Werte 
gültig,  d. h.  durch  den  Übergang  zu  verbesserten  Qualitätskontrollen 
verringere sich der Erwartungswert  des Schadens von 1.000  ￿ auf 100  ￿. Für 
Konsumenten mit  geringer Nutzungsintensität  reduziere sich demgegenüber 
die Wahrschei nlichkeit eines Schadens in Höhe von 10.000  ￿ von 1/100 auf 
1/1000 und damit der Erwartungswert des Schadens von 100  ￿ auf 10  ￿. Es
ergeben sich somit die folgenden vier Konstellationen:
Tabelle  1:  Kosten  unterschiedlicher  Güterqualitäten  bei  heterogenen 
Konsumenten.
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Schadensvorsorge Erwartungswert der Kosten
bei  Konsumenten  mit 
geringer Nutzungsi ntensität
bei  Konsumenten  mit 
hoher 
Nutzungsintensität
geringes Niveau an 
Qualitätskontrollen
20.000 + 1/100  ￿ 10.000
= 20.100
20.000 + 1/10  ￿ 10.000
= 21.000
hohes  Niveau  an 
Qualitätskontrollen
20.500 + 1/1000  ￿ 10.000
= 20.510
20.500 + 1/100  ￿ 10.000
= 20.600
Die gesellschaftlich effiziente Lösung besteht offensichtlich darin, dass jede 
Konsumentengruppe  dasjenige  Produkt  kauft,  das  zu  den  geringsten 
erwarteten Gesamtkosten hergestellt und konsumiert wird: Die Gruppe der 
Konsumenten mit geringer Nutzungsintensität kauft das Produkt mit einem 
geringen  Niveau  an  Qualitätskontrollen  (20.100  <  20.5 10),  während  die 
Gruppe  der  Konsumenten  mit  hoher  Nutzungsintensität  das  Produkt  mit 
einem hohen Niveau an Qualität skontrollen kauft (20.600 < 21.000).
Nehmen wir nun an, die Konsumenten seien zwar nicht in der Lage, vor 
dem Kauf zwischen Gütern mit hoher  Qualitätskontrolle und solchen mit 
niedriger Qualitätskontrolle zu unterscheiden, sie seien aber wohl darüber 
informiert, wie hoch der erwartete Schaden ist, wenn sie ein Gut mit hoher 
bzw. mit niedriger Qualitätskontrolle konsumieren. Nehmen wir weiterhi n 
an, die Verkäufer seien zwar nicht in der Lage, zwischen Konsumenten mit 
hoher  Nutzungsintensität  und  solchen  mit  geringer  Nutzungsintensität  zu 
unterscheiden,  sie  seien  aber  wohl  darüber  informiert,  wie  hoch  der 
Erwartungswert des Schadens ist, wenn ein  Konsument mit hoher bzw. einer 
mit geringer Nutzungsintensität das Gut kauft. Unter diesen Bedingungen 
kann  das  effiziente  Ergebnis  erreicht  werden,  wenn  beide  Qualitäten  am 
Markt  angeboten  werden,  und  die  Verkäufer  die  Konsumenten  vor  die 
folgende Altern ative stellen: Kaufe entweder das Gut zu einem Preis von 
20.000  ￿ ohne Garantie  oder zu einem Preis von 20.600  ￿ mit Garantie . In 
diesem  Fall  werden  sich  die  (risikoneutralen)  Konsumenten  mit  geringer 
Nutzungsintensität  für  das  billige  Produkt  ohne  Garanti e  entscheiden, 
während solche mit hoher Nutzungsintensität sich für das teure Produkt mit 
Garantie entscheiden werden. Die verschiedenen Konsumententypen geben 
sich durch die Wahl des Vertrages zu erkennen, es entsteht ein sogenanntes 
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Trennungsgleichgewicht („separating equilibrium“).
18 Es besteht somit kein 
allgemeines Interesse der Ko nsumenten an vollständigen Garantien.
Betrachten wir nun den Fall, dass nicht nur die Verkäufer, sondern auch 
die  Konsumenten  durch  ihr  Verhalten,  nämlich  größere  Sorgfalt  be im 
Gebrauch des Gutes, das Produktrisiko verringern können ( bilateraler Fall ). 
Hier ist es immer im wohlverstandenen Interesse beider Vertragsparteien, 
keine vollständige Garantie auf alle Produktmängel zu vereinbaren, sondern 
die Garantie in der einen ode r anderen We ise einzuschränken.
Im  theoretisch  einfachsten  Fall  sind  die  Produktrisiken  vollständig 
separierbar, d. h. es gibt einige Risiken, die vollständig unter der Kontrolle 
des  Verkäufers  liegen,  und  andere  Risiken,  die  vollständig  unter  der 
Kontrolle  der  Konsumenten  liegen.  Sind  die  Konsumenten  homogen,  so 
besteht in einem derartigen Fall die optimale Lösung offensichtlich darin, 
den Kons umenten vollständige Garantien für alle verkäuferseitigen Risiken 
und übe rhaupt keine Garantien für die käufersei tigen Risiken zu gewähren. 
Stellen wir uns für einen Moment einmal vor, dass das Risiko des Rostens 
einer Karosserie ausschließlich durch den Verkäufer und das Risiko eines 
Motorschadens ausschließlich durch den Käufer kontrolliert würde. Anhand 
einer klei nen Modifikation unseres obigen Beispiels lässt sich leicht zeigen, 
dass risikoneutrale Vertragsparteien ein gemeinsames Interesse daran haben, 
die Garantieleistungen auf die Karosserie zu beschränken. Nehmen wir an, 
der  Verkäufer  sei  in  der  Lage,  zu  zusät zlichen  Kosten  von  500  ￿  die 
erwarteten Kosten der Beseitigung von Rostschäden pro Wagen von 1.000  ￿
auf  100  ￿  zu  reduzieren  –  unabhängig  davon,  wie  sorgfältig  die 
Konsumenten mit dem Fahrzeug umgehen. Nehmen wir weiterhin an, die 
Autohalter seien in der L age, durch regelmäßige Inspektionen, die Kosten in 
Höhe von 200  ￿ pro Fahrzeug verursachen, die Wahrscheinlichkeit eines 
Motorschadens derart zu reduzieren, dass die erwarteten Kosten des Einbaus 
eines neuen Motors von 2.000  ￿ auf 500  ￿ sinken. Es bestehen  nun drei 
Möglichkeiten,  die  Ve rantwortung  für  diese  Schäden  aufzuteilen:  keine 
18 Vom  Trennungsgleichgewicht  ist  das  Pooling -Gleichgewicht  zu  unterscheiden,  in 
welchem die verschiedenen Ko nsumententypen sich für den gleichen Vertrag entscheiden. 
Vgl.  zu  derartigen  Fragen  auch  Erlei/Leschke/Sauerland (1999) , 153ff. sowie  Emons
(1989a), 50 f.. Ein Pooling -Gleichgewicht könnte in unserem Beispiel etwa entstehen, 
wenn  die  Konsumenten  mit  gerin ger  Nutzungsintensität  so  risikoscheu  sind,  dass  sie 
ebenfalls Verträge mit Garantie nachfragen. In diesem Fall zahlen alle Konsumenten für 
die Garantie eine einhei tliche, über alle Gruppen gemittelte Versicherungsprämie.
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Garantie, vollständige G arantie, partielle Garantie nur für die Karosserie. 
Kennt der Konsument die relevanten Risiken, wird er sich offensichtlich für 
einen Kaufvertrag mit pa rtieller Garantie entscheiden, weil bei diesem der 
effektive  Preis,  der  n eben  den  Herstellungskosten  auch  die  Kosten  der 
Schadensvorsorge  sowie  die  erwarteten  Kosten  der  Mängelbeseitigung 
berücksichtigt, für ihn am geringsten ist:
1) Keine Garantie: p 1 = 2 0.000 + 1.000 + 200 + 500 = 21.700
2) Vollständige Garantie: p 2 = 20.500 + 100 + 2.000 = 22.600
3) Partielle Garantie: p 3 = 20.500 + 100 + 200 + 500 = 21.300
Wir sehen also:
Bei  einem  Vertrag  ohne  Garantie   hat  der  Verkäufer  keinen  Anreiz  zur 
Vorsorge,  b ei  einem  Vertrag  mit  vollständiger  Garantie   hat  der  Käufer 
keinen Anreiz zur Vorsorge. Nur bei einer  partiellen Garantie  haben sowohl 
der  Verkäufer  als  auch  der  Käufer  einen  Anreiz,  alle  ökonomisch 
gerechtfertigten Sorgfaltsvorkehrungen zu ergreifen und de n Überschuss aus 
der Koop eration zu maximieren.
19
Nun ist die Separierbarkeit der Risiken eine sehr starke Annahme, die im 
wirklichen Leben praktisch nie realisiert sein dürfte. So wird in der Regel 
auch der Hersteller die Wahrscheinlichkeit eines Motorsch adens durch eine 
verbesserte  Konstruktion  des  Motors  und  bessere  Materialien  reduzieren 
können. Und in vielen Fällen wird auch der Konsument in der Lage sein, 
durch  entsprechende  Pflege  seines  Fahrzeugs  das  Rostrisiko  zu  mindern. 
Modifizieren  wir  aus  diese m  Grund  unser  Beispiel  wiederum  ein  wenig. 
Nehmen wir an, der Verkäufer kann durch verbesserte Qualitätskontrollen, 
welche die Herstellungskosten um 500 ￿ erhöhen, einen Einfluss auf alle 
Produktrisiken  nehmen,  und  entsprechend  kann  der  Konsument  durch 
19 Der  Überschuss  aus  der  Kooperati on  ist  definiert  als  die  Differenz  zwischen  dem 
maximalen  Preis,  den  der  Konsument  für das Gut zu zahlen bereit ist (beispielsweise 
23.000  ￿),  und  den  gesamten  Kosten  (inklusive  Vorsorge -  und  erwarteten 
Reparaturkosten), die erforderlich sind, um das Gut m it den vereinbarten Eigenschaften 
bereitzustellen (je nach Vertrag styp 21.700  ￿, 22.600  ￿ oder 21.300  ￿).
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entsprechende Sorgfaltsvorkehrungen, die zusätzliche Kosten in Höhe von 
200  ￿ verursachen, die erwarteten Kosten aus Produktmängeln reduzieren. 
Die folgende Tabelle zeigt beispielhaft, wie die Wahrscheinlichkeit eines 
Sch a dens in Höhe von 10.000  ￿ durch das Z usammenwirken von Verkäufer 
und Käufer bestimmt werden könnte:
Tabelle 2: Fehlerquoten bei bilateraler Schadensverursachung (Be ispiel)
Schadensvorsorge des Schadensvorsorge des Käufers
Verkäufers geringe Sorgfalt hohe Sorgfalt
geringes  Niveau  an 
Qualitätskontrollen
30% 15%
hohes  Niveau  an 
Qualitätskontrollen
20% 8%
Auch  in  solchen  Fällen  werden  (risikoneutrale)  Vertragsparteien  ein 
wohlverstandenes  Interesse  an  partiellen  Garantien  haben.  Wären  die 
Verkäufer  in  der  Lage,  das  Sorgfaltsverhalten  der  Kon sumenten  zu 
beobachten und gegenüber Gerichten zu verifizieren, so wären alle Parteien 
an Verträgen interessiert, die einen Ausschluss der Garantieleistungen (oder 
zumindest eine hinreichende Minderung) bei Verletzung der erforderlichen 
Sorgfalt  seitens  de r  Konsumenten  vorsehen.  Bestehen  die 
Sorgfaltsvorkehrungen  des  Konsumenten  etwa  in  regelmäßigen 
Inspektionen, so ist hier ein entspr echender Nachweis vergleichsweise leicht 
möglich.  Anders  liegt  demgege nüber  der  Fall,  wenn  es  um  die  Art  und 
Weise  geht,  wie   der  Konsument  sein  Fahrzeug  während  des  Gebrauchs 
behandelt. In diesem Fall ist das Sor gfaltsverhalten der Konsumenten durch 
die Verkäufer nicht beobachtbar oder zumindest nicht verifizierbar und es 
bleibt  als  „zweitbeste  Lösung“  entw eder  eine  generelle  B eteiligung  der 
Konsumenten an der Mängelbeseitigung (entsprechend dem Selbstbehalt bei 
Versicherungen)
20  oder  eine  Befristung  der  Garantie  derart,  dass  die 
20 In  unserem  speziellen  Beispiel  wäre  allerdings  eine  effiziente  Lösung  durch  eine 
geeignete Beteiligung der Konsumenten an der Mängelbeseitigung erre ichbar. Ist nämlich 
die  Selbstbeteiligung  im  Schadensfall  nicht  kleiner  als  1.666,7  ￿,  so  hat  der 
(risikoneutrale) Käufer einen Anreiz, die Kosten der Schadensvorsorge von 200  ￿ auf sich 
zu  nehmen,  da  seine  privaten  Grenzerlöse  nicht  kleiner  als  200  ￿  sind .  Ist  die 
Selbstbeteiligung nicht größer als 2.857,2  ￿, so hat der (risikoneutrale) Verkäufer einen 
17 Eger: Einige ökonomische Aspekte der Europäischen Verbrauchsgüterk
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Ansprüche bereits vor Ablauf der üblichen Nutzungsdauer verfallen.
21 Ist 
mindestens  eine  der  Parteien  risikoscheu,  so  ergibt  sich  die  zweitbeste 
Lösung  als  Trade -off  aus  effizienter  Schaden svermeidung  und  effizienter 
Risikoallokation.
Halten wir fest:
Es ist durchaus nicht im wohlverstandenen Interesse des Verbrauchers, bei 
allen Güterkäufen möglichst vo llständige Garantien gewährt zu bekommen. 
Vielmehr  gibt  es  zahlreiche  Fallkonstellationen,  bei  denen  ein  gut 
informierter  Verbraucher  es  vorziehen  würde,  ein  Gut  mit  partiellen 
Garantien zu einem vergleichsweise geringen Marktpreis zu erwerben.
II. Chancen und  Risiken einer staatlichen Regulierung von Garantien
Probleme einer freiwilligen Vereinbarung ökonomisch sinnvoller Garantien 
können  sich  insbesondere  aus  zwei  Gründen  ergeben:  hohe 
Transaktionskosten der Aushandlung und Durchsetzung von Garantien und 
unvollständige Information der Konsumenten über den Inhalt und den Wert 
der Gara ntien.
Würde  jeder  Konsument  mit  jedem  Verkäufer  die  Garantieleistungen 
individuell  aushandeln,  wäre  der  Kauf  von  Gütern  mit 
Erfahrungseigenschaften  mit  außerordentlich  hohen  Tran saktionskosten 
verbunden.  Viele  potentiell  wechselseitig  vorteilhafte  Verträge  würden 
Anreiz,  die  Kosten  ve rbesserter  Qualitätskontrollen  in  Höhe  von  500  ￿  auf  sich  zu 
nehmen,  da  seine  privaten  Grenzerlöse  nicht  kleiner  als  500  ￿  sind.  Liegt  die 
Selbstbeteiligung  zwischen  diesen  be iden  Werten,  also  beispielsweise  bei  2.000  ￿,  so 
haben beide Parteien, sofern sie risik oneutral sind, einen Anreiz, sich für entsprechende 
Sorgfaltsvorkehrungen zu entscheiden. Im allgemeineren Fall, wenn beide Parte ien ihre 
Sorgfaltsvorkehrungen stetig variieren können, werden sie einen Anreiz haben, ein zu 
geringes Niveau an Sorgfaltsvorkehrungen zu wählen, da jede Partei die Grenzkosten der 
Vorsorge allein zu tragen hat, während an den Grenzerlösen, d. h. an der Re duzierung des 
erwarteten Schadens, die jeweils andere Partei beteiligt ist. Hier liegt ein Problem des 
bilateralen  Moral  Hazard  vor.  Die  „zwei tbeste“  Lösung  besteht  dann  darin,  die 
Schadenskosten so aufzuteilen, dass der Effizien zverlust minimiert wird. Vg l. auch  Eger
(1995), 90 ff. sowie  Wehrt (2000), 189 f. 
21 Zu diesem Punkt siehe ausführlich Abschnitt D.I.
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möglicherweise  gar  nicht  zustande  kommen.  Gesetzliche 
Gewährleistungsrechte,  die  gar  nicht  erst  ausgehandelt  werden  müssen, 
sondern  automatisch  Vertragsbestandteil  werden ,  können  die 
Transaktionskosten  beträchtlich  senken  und  dadurch  die  Arbeitsteiligkeit 
der  Volkswirtschaft  entsprechend  erhöhen.  Dieser  mögliche  Vorteil 
gesetzlicher Gewährleistungsrechte bedarf allerdings in zweifacher Hinsicht 
der Qualif ikation.
Zum  eine n  würde  das  Transaktionskostenargument  bestenfalls  ein 
dispositives,  niemals  aber  ein  zwingendes  Gewährleistungsrecht 
rechtfertigen.
22  Ein  dispositives  Gewährleistungsrecht  würde  seine 
ökonomische  Funktion  der  Transaktionskostensenkung  um  so  besser 
erfüllen,  je  stärker  es  auf  die  Bedürfnisse  der  typischen  Konsumenten 
abgestellt  wäre  und  je  weniger  Parteien  eines  Kaufvertrages  sich  somit 
veranlasst  sähen,  vom  dispositiven  Recht  a bweichende  Garantien  zu 
vereinbaren.
Zum anderen werden in der Wirtschaftspraxis  Garantien im allgemeinen 
nicht  individuell,  sondern  im  Rahmen  von  Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen  vereinbart.  Auch  hierdurch  werden 
Transaktionskosten gesenkt. Die entscheidende Frage ist allerdings, ob die 
vom Verkäufer vorformulierten AGB denjenigen Re gelungen entsprechen, 
die Verkäufer und Käufer ve rnünftigerweise auch individuell ausgehandelt 
hätten. Sind die Käufer vol lständig über den Inhalt der AGB informiert und 
sind  die  Verkäufer  einem  hinreichend  starken  Wettbewerb ausgesetzt, so 
werden  sich  die jenigen  AGB  –  und  damit  auch  diejenigen  Garantien  –
durchsetzen, die am besten an die Bedürfnisse der Käufer angepasst sind. 
Der typische Käufer ist aber in der Regel nur sehr unvollkommen über den 
Inhalt der AGB informiert und wird sich bei seiner Kaufent scheidung vor 
allem  am  Marktpreis  orientieren,  über  den  er  sich  vergleichsweise  leicht 
informieren kann. In diesem Fall führt aber gerade ein starker Wettbewerb 
zwischen den Verkäufern dazu, dass Güter mit starken Garantien und hohen 
Preisen durch Güter mi t schwachen Garantien und niedrigen Preisen auch 
dann verdrängt werden, wenn die Käufer die erste Kategorie vorziehen.
23
Staatlich verordnete Mindestgara ntien können einen derartigen Prozess der 
adversen Selektion bremsen.
22 So auch  Parisi (2001), 6.
23 Vgl. zu derartigen Fragen auch  Adams (1984).
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Neben der unvollständigen Informa tion der Konsumenten über den  Inhalt
der  – in AGB vereinbarten  – Garantien kann die unvollständige Information 
der Konsumenten über den  Wert der angebotenen Garantien einen Grund für 
die  Bereitstellung  staatlicher  Mindeststandards  darstellen.  In  unseren 
bisherigen Beispielen haben wir zwar in der Regel angenommen, dass die 
Konsumenten nicht vollständig darüber informiert sind, ob ein bestimmter 
Verkäufer ein Gut mit hoher oder mit geringer Fehlerquote anbietet. Wir 
haben  aber  zugleich  unterstellt,  dass  der  Konsument  sehr  wohl  darüber 
informiert ist, was es für ihn bedeutet, wenn er ein Gut mit hoher oder mit 
geringer Fehlerquote kauft. Unter diesen Bedingungen ist der Konsument 
somit in der Lage, die Kosten einer Garantie (höherer Kaufpreis) und den 
Nutzen  d er  Garantie  (Einsparung  zukünftiger  Reparaturkosten) 
einzuschätzen und eff izient gegeneinander abzuwägen. Unterschätzen aber 
die Konsumenten sy stematisch die Fehlerquoten der angebotenen Produkte, 
so werden risikoneu trale Konsumenten nicht bereit sein, den  hohen Preis für 
hochwertige  Pr odukte  mit  großzügigen  Garantien  zu  zahlen.  Stattdessen 
werden sich geri ngerwertige Produkte ohne Garantien bzw. mit partiellen 
Garantien  zu  niedr igen  Preisen  durchsetzen,  obwohl  der  effektive  Preis 
dieser Produkte (unter Ein schluss der erwarteten Reparaturkosten) höher ist 
als  der  Preis  der  h öherwertigen  Konkurrenzprodukte.
24  Wir  sehen  also: 
Unterschätzen die Ko nsumenten die Produktrisiken systematisch, so kann 
das freiwillige Angebot an Garantien den Prozess der adversen Sele ktion, 
d. h. die systematische Verdrängung der guten durch die schlechte Qualität, 
nicht  verhindern.  Eine  Möglichkeit,  dies  durch  gesetzgeberische 
Maßnahmen  zu  verhindern,  ist  die  Einführung  einer  zwingenden 
Mindestgarantie
Probleme  einer  staatlichen  Regu lierung  ergeben  sich  allerdings 
insbesondere,  wenn  heterogene  Produkte  und  heterogene  Konsumenten 
gleich behandelt werden und wenn das  – schwer beobachtbare  – Verhalten 
der  Konsumenten  beim  Auftreten  von  Produktfehlern  eine  nicht  zu 
vernachlässigende  Rolle   spielt.  Betrachten  wir  beispielsweise  einmal  die 
Konsequenzen  einer  staatlich  verordneten  Einheitsgarantie,  wenn  die 
Konsumenten bezüglich der Intensität der Nutzung der Güter  heterogen sind. 
Greifen wir noch einmal auf das oben diskutierte Beispiel von K onsumenten 
mit  hoher  und  solcher  mit  geringer  Nutzungsintensität  zurück.  Sind  die 
24 Vgl.  Wehrt (2000), 185 f.
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Verkäufer gezwungen, ihre Produkte  mit Garantien  anzubieten, so entsteht 
ein Pro blem, wenn sie nicht in der Lage sind, die beiden Käufergruppen zu 
unterscheiden.  In  diesem  F all  müssen  sie  als  Preis  für  die  angebotene 
Garantieleistung  von  allen  Käufern  den  über  alle  Käufergruppen 
durchschnittlich zu erwartenden Schaden kalkulieren. Offensichtlich hängt 
der  Mindestpreis,  den  die Verkäufer der verschiedenen Produktqualitäten 
mit  Garantieleistu ngen  fordern  werden,  von  dem  relativen  Gewicht  der 
beiden  Konsumente ngruppen  ab.  Bezeichnen  wir  den  Anteil  der 
Konsumenten mit geringer Nu tzungsintensität mit  ￿ und entsprechend den 
Anteil der Konsumenten mit hoher Nutzungsintensität mit (1  – ￿), so h ängt 
das Marktergebnis davon ab, wie sich das tatsächliche  ￿ zu dem kritischen 
Wert  ￿* verh ält, bei dem die Verkäufer indifferent zwischen einem geringen 
und einem hohen Niveau an Qualitätskontrollen sind. In unserem Beispiel 
ist dieser Wert  ￿* =  0,494, d. h. bei einem Anteil der Konsumenten mit 
geringer Nutzungsintensität von 49,4% gilt für beide Qualitäten der gleiche 
Mindestpreis, zu dem die Ve rkäufer das Produkt anzubieten bereit sind.
25
Gehen wir zuerst davon aus, dass  ￿ kleiner als der kriti sche Wert ist, also 
beispielsweise  ￿ = 0,2. In diesem Fall berechnet sich der Mindestpreis, den 
ein Verkäufer mit geringen Qualitätskontrollen fordern wird, wie folgt:
P
g = 20.000 + 0,2  ￿ 100 + 0,8  ￿ 1.000 = 20.820  ￿.
Entsprechend berechnet sich der Mindes tpreis, den ein Verkäufer mit hohen 
Qualitätskontrollen fordern wird, wie folgt:
P
h = 20.500 + 0,2  ￿ 10 + 0,8  ￿ 100 = 20.582  ￿ < 20.820  ￿.
Bei vollständiger Konkurrenz zwischen den Verkäufern und vollständiger 
Garantie  für  Produktmängel  wird  sich  unter  die sen  Bedingungen 
ausschließlich  die  hohe  Qualität  durchsetzen,  weil  sie  zu  den  geringeren 
Kosten und damit auch zu einem geringeren Preis angeboten werden kann. 
Dieses Ergebnis hat folgende negative Implikationen: Zum einen sind die 
Konsumenten mit geringer  Nutzungsintensität gezwungen, ein Produkt zu 
hoher Qualität mit zu hohen Herstellungskosten zu kaufen (20.500  ￿ anstatt 
20.000  ￿).  Zum  anderen  subventionieren  diese  Konsumenten  über  den 
Kaufpreis  die  Schäden  der  Konsumenten  mit  hoher  Nutzungsintensität, 
25 Für das kritische  ￿* muss gelten: 20.000 +  ￿* 100 + (1  - ￿*) 1.000 = 20.500 +  ￿* 10 + (1 
- ￿*) 100, woraus folgt:  ￿* = 0,494.
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indem  sie  20.582  ￿ statt lediglich 20.510  ￿ zahlen.
26 Es findet also eine 
gesetzlich  erzwungene  Umverteilung  zwischen  den  Konsumentengruppen 
statt.
Ähnliche Probleme ergeben sich, wenn wir annehmen, dass  ￿ gr ößer als 
der kritische Wert ist, also beispielswe ise  ￿ = 0,6. In diesem Fall berechnet 
sich der Mindestpreis, den ein Verkäufer mit geringen Qualitätskontrollen 
festlegen wird, wie folgt:
P
g = 20.000 + 0,6  ￿ 100 + 0,4  ￿ 1.000 = 20.460  ￿.
Entsprechend berechnet sich der Mindestpreis, den ein Verkäufer mit  hohen 
Qualitätskontrollen fordern wird, wie folgt:
P
h = 20.500 + 0,6  ￿ 10 + 0,4  ￿ 100 = 20.546  ￿ > 20.460  ￿.
Bei vollständiger Konkurrenz zwischen den Verkäufern und vollständiger 
Garantie  für  Produktmängel  wird  sich  unter  diesen  Bedingungen 
ausschließlich die niedrige Qualität durchsetzen, weil sie zu den geringeren 
Kosten und damit auch zu einem geringeren Preis angeboten werden kann. 
Dieses Ergebnis hat folgende negative Implikationen: Zum einen kaufen die 
Konsumenten mit der hohen Nutzungsintensität ei ne zu schlechte Qualität 
und  verursachen  dadurch  unnötig  hohe  Reparaturkosten.  Zum  anderen 
werden diese durch die Konsumenten mit ger inger Nutzungsintensität über 
den Preis subventioniert, da diese 20.460 ￿ statt 20.100 ￿ zahlen müssen.
27
Verallgemeinern wir die Ergebnisse unseres Beispiels, so gilt folgendes: 
Sind  die  Konsumenten  hinsichtlich  der  Nutzungsintensität  heterogen  und 
können die Verkäufer nicht zwischen den verschiedenen Konsumententypen 
diskriminieren,  so  wird  sich  bei  einer  vollständigen  Garantie  für 
Produktmängel das am Markt angebotene Qualitätsspektrum reduzieren und 
die  Konsumenten  mit  geringer  Nutzungsintensität  werden   gezwungen, 
diejenigen mit höherer Nutzungsintensität über den einheitlichen Marktpreis 
zu subventionieren.
Die wesentlichen Erkenntnisse, die unser ökonomisches Referenzmodell 
geliefert hat, lassen sich grob wie folgt zusammenfassen: Fragt man einen 
Konsumenten,  ob  er  großzügige  gegenüber  weniger  großzügigen 
Garantieleistungen bevorzugt, so wird er zunächst einmal spontan mit „ja“ 
26 Siehe oben, Tabelle 1.
27 Siehe oben, Tabelle 1.
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antworten. Klärt man ihn darüber auf, dass großzügigere Garantieleistungen 
auch mit höheren Kosten für den Verkäufer und somit  auch mit höheren 
Preisen  für  den  Käufer  verbunden  sein  werden,  wird  die  Antwort  schon 
etwas  z ögernder  kommen.  Weist  man  ihn  zusätzlich  darauf  hin,  dass 
großzügige Garantien auch dazu führen können, dass Käufer mit geringer 
Nutzungsintensität  und  großer  So rgfalt  beim  Gebrauch  solche  mit  hoher 
Nutzungsintensität und geringer Sorgfalt beim Gebrauch subventionieren, so 
wird  die  a nfängliche  Zustimmung  zu  einem  großzügigen 
Gewährleistungsrecht  zumi ndest  bei  einigen  Kons umenten  in  massiven 
Widerstand umschlagen.
D. Ökonomische Konsequenzen der wesentlichen Änderungen zur 
Sachmängelgewährleistung beim Verbrauchsgüterkauf
Wie  lassen  sich  nun  die  wesentlichen  Änderungen  der 
Sachmängelgewährleistung  beim  Verbrauchsgüterkauf  aus  ökonomischer 
Sicht beurteilen? Abgesehen da von, dass man darüber streiten kann, ob bei 
der Sachmänge lgewährleistung ein besonderer Schutz des „Verbrauchers“ 
im  Unterschied  zu  anderen  Käufergruppen  ökonomisch  zu  rechtfertigen 
ist,
28 sind zwei Punkte von besonderem Interesse und sollen im folgenden 
etwas  eingehe nder  untersucht  werden:  die  Verlängerung  der 
Verjährungsfristen  und  die  Einteilung  der  Gewährleistungsrechte  des 
Verbrauchers in vorrangige und nachrangige Rec hte..
I. Verlängerung der Verjährungsfristen
Die  wohl  gravierendste  Veränderung  besteht  i n  der  drastischen 
Verlängerung  der  Verjährungsfristen.  Bei  neuen  Gütern  vervierfacht  sich 
die  Verjä hrungsfrist  von  sechs  Monaten  auf zwei Jahre; bei gebrauchten 
Gütern  ist  der  in  der  bisherigen  Praxis  übliche  Ausschluss  jeglicher 
Gewährleistung nicht mehr  zulässig, die Mindestgewährleistungsfrist beträgt 
ein Jahr. Ergänzt wird die Verlängerung der Dauer der Gewährleistung noch 
durch die Reg elung, wonach bei Auftreten eines Sachmangels innerhalb der 
ersten sechs Monate der Verkäufer nachweisen muss, dass der  Mangel zum 
28 Kritisch hierzu äußern sich etwa  Parisi (2001), 19 f. und  Schäfer (2000), 566.
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Zeitpunkt  des  Gefahrübergangs  noch  nicht  bestand,  wenn  er  von  der 
Gewährleistung frei sein will.
Nun  erscheint  die  seit  100  Jahren  geltende  Gewährleistungsfrist  von 
sechs  Monaten  angesichts  der  Komplexität  und  durchschnittlichen 
Lebensdauer  vi eler  moderner  Konsumgüter  wie  Automobile,  Computer, 
Kühlschränke, Stereoanlagen, Rasenmäher u.a.m. bei vielen Kaufverträgen 
in  der  Tat  als  unangemessen  kurz.  Häufig  werden  Mängel,  die  bei 
Gefahrübergang  bereits  vorhanden  waren,  erst  sehr  viel  später  für  de n 
Käufer  sichtbar  –  etwa  bei  einer  verkürzten  Lebensdauer  infolge  eines 
Materialfehlers.  Aber  ang esichts  der  Heterogenität  der  Konsumgüter 
erscheint  es  aus  ökonomischer  Sicht  äußerst  problematisch,  den 
Vertragsparteien  das  Recht  zu  entziehen,  kürzere  als  d ie  gesetzlichen 
Verjährungsfristen  zu  vereinbaren.  Insbesondere  (1.)  bei  Produkten,  die 
aufgrund  des  technischen  Fortschritts  oder  modischer  Einflüsse  schnell 
veralten  oder  die  üblicherweise  eine  kurze  Lebensdauer  haben,  (2.)  bei 
Produkten, deren Mängel we niger durch unzureichende Qu alitätskontrollen 
der  Verkäufer  als  vielmehr  durch  mangelnde  Sorgfalt  und  hohe 
Nutzungsintensität  der  Konsumenten  verursacht  werden,  (3.)  bei  rel ativ 
preiswerten  Produkten  sowie  (4.)  bei  Transaktionen,  bei  denen 
üblicherweise  di e  Verkäufer  risikoscheuer  als  die  Käufer  sind,  wird  die 
Zwangsversicherung  von  mindestens  zwei  Jahren  zu  negativen 
ökonomischen Kons equenzen führen. Die Konsumenten werden hierdurch 
gezwungen, höhere Produktpreise für Leistungen zu zahlen, die sie gar nich t 
haben wollen oder die sie zumindest nicht so hoch bewerten wie die dadurch 
induzierte  Pr oduktpreissteigerung.
29  Für  solche  Konsumenten,  die  bereit 
wären, preiswe rtere Produkte mit schwächeren Gewährleistungsrechten zu 
kaufen, wird die Teilnahme am Marktve rkehr somit künstlich verteuert. Es 
finden weniger wechselseitig vorteilhafte Transaktionen statt, als bei einer 
weniger rigiden Gesetzgebung möglich wären.
Aus  ökonomischer  Sicht  hätte  man der Vielfalt der Produkte und der 
Konsumenteninteressen  auf  zweie rlei  Weise  Rechnung  tragen  können: 
einerseits  durch  eine  Verlängerung  der  Verjährungsfrist  beim 
Verbrauchsgüterkauf, womit man der üblicherweise längeren Lebensdauer 
vieler  Ko nsumgüter  Rechnung  getragen  hätte;  andererseits  durch  eine 
29 Vgl. hierzu auch  Schäfer (2000), 564 f . und  Schäfer/Ott (2000), 454 ff. Zu einer formalen 
Behandlung derartiger Probleme siehe etwa  Emons (1989b) und  Cooper/Ross (1988).
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Ausgestaltung  dieser  V erjährungsfrist  als  dispositives  Recht,  was  den 
Verkäufern gestattet hätte, in ihren Allgemeinen Geschäftsbedingungen von 
diesen Fristen auch nach unten abzuweichen. Ein Missbrauch seitens der 
Verkäufer  und  die  Gefahr  eines  „Race -to-the-Bottom“  hätten  durc h  eine 
entsprechende  Ang emessenheitskontrolle  der  AGB  durch  die  Gerichte 
ausgeschlossen werden können.
30 Diese Lösung wurde allerdings durch die 
zwingenden Vorgaben der Richtlinie au sgeschlossen.
Ähnliche Probleme ergeben sich aus der gesetzlichen Verjähru ngsfrist 
für  den  Verkauf  gebrauchter  Güter   von  einem  Unternehmer  an  einen 
Verbraucher.  Während  bisher  bei  derartigen  Geschäften  üblicherweise 
jegliche  Gewährleistung  ausgeschlossen  wurde
31  bzw.  insbesondere  beim 
Gebrauchtwagenhandel  optionale  Garantien  gege n  Aufpreis  angeboten 
wurden,
32  kann  heute  von  der  einjährigen  Verjährungsfrist  weder  durch 
AGB  noch  durch  Individualvereinbarung  abgewichen  werden.  Das  wirkt 
sich in sbesondere auf diejenigen Käufer gebrauchter Güter negativ aus, die 
eine  kostspielige  Zwangs versicherung  gegen  Sachmängel  ablehnen  und 
lieber billigere Güter kaufen, an denen sie selbst noch etwas herumbasteln 
können.
33
II. Vorrangige und nachrangige Gewährleistungsrechte der Verbraucher
Wie bereits beschrieben, besteht nach neuem Recht eine Hierarch ie der 
Gewährleistungsrechte des Käufers. Bei Vorliegen eines Sachmangels kann 
er zunächst zwischen Nachbesserung und Ersatzlieferung wählen. Nur wenn 
beide  Formen  der  Nacherfüllung  fehlschlagen,  für  den  Verkäufer  mit 
unverhältnismäßig  hohen  Kosten  verbund en  sind  oder  für  den  Käufer 
unzumutbar sind, kann dieser die nachrangigen Rechte der Minderung des 
Kaufpreises oder des Rücktritts vom Vertrag in Anspruch nehmen.
Aus  ökonomischer  Sicht  ist  zunächst  einmal  zu  begrüßen,  dass  die 
Rechte des Käufers nach dem  neuen Recht in stärkerem Maße denjenigen 
30 Vgl. auch  Schäfer/Ott (2000), 456 sowie  Eidenmüller (2001), 286.
31 Kesseler (2001).
32 Wein (2000), 16 ff.
33 In  einer  nicht -repräsentativen  Befragung  des  Lüneburger  Kraftfahrzeughandels  kommt 
Wein (2000), 18 f. zu dem Ergebnis, dass die Option für eine einjährige Garantie den 
Preis für ein fünf Jahre altes Auto der Golfklasse durchschnittlich um 3% steigen ließ. 
Unter diesen B edingungen nahmen etwa 60% der Kunden diese Option nicht wahr.
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Regeln entsprechen, die sich generell in der Wirtschaftspraxis durchgesetzt 
haben, als das nach bisherigem Recht der Fall war.
34 Mit dem Vorrang der 
Nacherfüllung wird zunächst einmal wirkungsvoll das Interesse des  Käufers 
an  der  Erfüllung  der expliziten und impliziten vertraglichen Versprechen 
geschützt,  nämlich  das  Gut  mit  den  vereinbarten  Merkmalen  zu  dem 
vereinbarten  Kaufpreis  zu  erhalten.  Die  Rechte  der  Minderung  und  des 
Rücktritts sind für diejenigen Fälle rese rviert, in denen die Erfüllung der 
vertraglichen Vereinbarungen nicht zu ökonomisch gerechtfertigten Kosten 
erreicht we rden kann. Nacherfüllung ist somit die Regel, Minderung bzw. 
Rücktritt  d agegen  die  Ausnahme.  Eine  derartige  Staffelung  dürfte  im 
wohlverstandenen Interesse seriöser Vertragsparteien liegen.
Bedenklich erscheint allerdings aus ökonomischer Sicht die Regelung, 
dass  dem  Käufer  das  Wahlrecht  zwischen  Nachbesserung  und 
Ersatzlieferung eingeräumt wird.
35 Denn der Verkäufer ist diejenige Partei, 
welche  die  Kosten  der  Nachbesserung  bzw.  Ersatzlieferung  am  besten 
einschätzen kann. Zwar kann der Verkäufer die vom Käufer gewählte Art 
der  Nache rfüllung  gemäß  §  439  III  verweigern,  wenn  sie  nur  mit 
unverhältnismäßigen Kosten möglich ist. Ob die Kosten der  gewählten Art 
der  Nacherfüllung  unverhältnismäßig  sind,  wird  dabei  anhand  von  zwei 
Kriterien geprüft: Zum einen im Verhältnis zu dem Wert der Nacherfüllung 
für  den  Käufer,  zum  anderen  im  Verhältnis  zu  den  Kosten  der  nicht 
gewählten  Alternative.
36  Die  prakt ischen  Anwendung  dieser  Regel  dürfte 
allerdings insbesondere deshalb Probleme aufwerfen, weil im Konfliktfall 
der  Nachweis  schwierig  ist,  wie  hoch  der  Käufer  das  Gut  mit  dem 
reklamierten  Sachmangel  und  das  gleiche  Gut  nach  Vollzug  einer 
Ersatzlieferung  bzw .  einer  Nachbesserung  bewertet.  Verweigert  etwa  der 
Verkäufer die vom Käufer gewählte Ersatzlieferung mit dem Hinweis, dass 
eine Repar atur 200  ￿ billiger sei, und lehnt der Kä ufer eine Reparatur mit 
dem Hinweis ab, dass ihm eine reparierte Sache 250 ￿ weniger wert sei als 
34 Nach altem Recht konnte der Käufer Rückgängigmachung des Vertrags (Wandlung) oder 
Herabsetzung  des  Kaufpreises  (Minderung)  verlangen.  Beim  Gattungskauf  konnte  der 
Käufer statt Wandlung oder M inderung auch Ersatzlieferung verlangen.
35 Kritisch hierzu äußert sich auch  Honsell (2001), 279.
36 Die relevanten Formulierungen im BGB sowie bereits in der Richtlinie sind allerdings  –
wie  Honsell (2001), 279 zu Recht moniert  – unklar und umständlich. So  lautet § 439 III 
S.2:  „Dabei  sind  insbesondere  der  Wert  der  Sache  in  mangelfreiem  Zustand,  die 
Bedeutung  des  Mangels  und  die  Frage zu berücksichtigen, ob auf die andere Art der 
Nacherfüllung ohne erhebliche Nachteile für den Käufer zurückgegriffen werden k önnte.“
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eine Ersatzlieferung, so stellt sich die Frage nach der Beobachtbarkeit dieser 
Beträge durch den jeweiligen Vertragsp artner und nach der Verifizierbarkeit 
gegenüber  den  Gerichten.  Es  ist  daher  zu  erwa rten,  dass  der  Käufer  bei 
seiner Wahl ausschließlich den ihm entstehenden Nutzen der alternativen 
Arten  der  Nachbesserung  vergleicht  und  die  Kosten  für  den  Verkäufer 
vernachlässigt.  Der  Verkäufer  wird  wiederum  nur  dann  die  vom  Käufer 
gewählte  Art  der  Nacherfüllung  verweigern  können,  wenn  ihm  der 
Nachweis  der  „Unverhältnismäßigkeit“  der  Kosten  gelingt.  Au fgrund  der 
hiermit verbundenen Schwierigkeiten dürfte der Verkäufer in de r Praxis die 
vom Käufer gewählte Art der Nacherfüllung in weniger Fällen verweigern, 
als aus ökonomischer Sicht geboten wäre.
Geht man einmal davon aus, dass es in der Mehrzahl der Fälle für den 
Käufer  keinen  nennenswerten  Unterschied  macht,  welche  Form  d er 
Nacherfüllung  gewählt  wird,  hätte  eine  ökonomisch  überlegene  Lösung 
darin  b estanden,  dem  Verkäufer  das  Wahlrecht  zwischen  Nachbesserung 
und  E rsatzlieferung  zu  übertragen  und  dem  Käufer  die  Möglichkeit  zu 
geben,  die  vom  Verkäufer  gewählte  Art  wegen  Unzum utbarkeit  zu 
verweigern. Eine solche Lösung wäre auch im wohlverstandenen Interesse 
der  Verbraucher  gewesen,  denn  sie  hätte  vermieden,  dass  sich  die 
Verbraucher  zu  häufig  für  zu  kostspielige  Formen  der  Nacherfüllung 
entscheiden und damit die Güte rpreise zu  ihrem eigenen Nachteil unnötig in 
die Höhe treiben. 
Positiv zu beurteilen ist aus ökonomischer Sicht, dass das Rücktrittsrecht 
nur  unter  erschwerten  Bedingungen  gewählt  werden  kann.  Nehmen  wir 
einmal  an,  ein  Käufer  erwirbt  einen  PC  mit  einem  kleinen  Kra tzer  am 
Gehäuse, der die Funktionsfähigkeit des Gerätes nicht beeinträchtigt. Sind in 
der Zw ischenzeit die Preise für Computer gesunken und gewährt man dem 
Käufer  auch  bei  kleineren  Mängeln  ein  Rücktrittsrecht,  so  könnte  der 
Erwerber des PC den Kratzer zum  Anlass nehmen, den Vertrag rückgängig 
zu machen und einen preisgünstigeren PC zu erwerben. Offensichtlich ist 
die Inanspruc hnahme dieses Rechts seitens des Käufers für den Verkäufer 
kostspieliger  als  eine  angemessene  Minderung  des  Kaufpreises.  Das 
Gewährleistungsrecht sollte folglich nicht dazu dienen, Käufer dagegen zu 
versichern,  dass  das  Motiv,  das  sie  zum  Abschluss  des  Kaufvertrags 
veranlasst hat, später en tfällt. Eine derartige Versicherung würde den Anreiz 
des Konsumenten, sich  vor Abschluss des Kauf vertrags über seine Motive 
zu vergewissern, verri ngern, würde zu unnötig häufigen Vertragsrücktritten 
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führen und die entspr echenden Produkte unnötig teuer machen.
37 Das neue 
Gewährleistungsrecht  trägt  diesem  Problem  insofern  Rechnung,  als  es 
einerseits das  Rücktrittsrecht zu einem nachrangigen Recht (gegenüber der 
Nacherfüllung) macht und andererseits den Rücktritt zusätzlich noch durch 
eine Bagatellklausel erschwert, indem sie diesen  – nicht aber die Minderung 
des Kaufpreises  – bei unerhebl ichen Mängeln aus schließt.
E. Schlussbemerkungen
Der typische Verbrauchsgüterkauf heute unterscheidet sich beträchtlich von 
den  Verhältnissen,  die  zum  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  des  BGB 
vorherrschten.  Gegenstand  moderner  Kaufverträge  sind  im  allgemeinen 
nicht mehr handwerkl iche Produkte, deren Mängel von den Konsumenten 
relativ  schnell  entdeckt  wurden,  sondern  vielmehr  industriell  gefertigte 
Produkte, die in großer Stückzahl produziert werden und deren relevante 
Eigenschaften  von  den  Konsumenten  schwer zu durchschauen sind.  Eine 
wichtige I nformationsquelle für den Konsumenten stellt die Werbung des 
Herstellers dar, der in der Regel nicht unmittelbarer Vertragspartner ist. Die 
Kaufverträge werden nur selten individuell ausgehandelt, die Konsumenten 
werden in der Regel vielmehr  vor die Alternative gestellt, Standardverträge 
mit  vom  Verkäufer  vorformulierten  Allgemeinen  Geschäftsbedingungen 
abzuschließen oder auf den Abschluss eines Kaufvertrages zu verzichten. 
Das neue Gewährleistungsrecht lässt sich nun in mehrfacher Hinsicht a ls 
eine Reakt ion auf diesen in den letzten 100 Jahren eingetretenen Wandel der 
wirtschaftlichen Verhältnisse au ffassen.
Zum einen werden die Definition des Sachmangels sowie die Rechte des 
Käufers  bei  Vorliegen  eines  Mangels  den  veränderten  Verhältnissen 
angepasst, etwa indem die „vereinbarte Beschaffenheit“ des Gutes durch die 
Werbung des Herstellers mitbestimmt wird und indem bei der Ausgestaltung 
der Gewährleistungsrechte der Gattungskauf als die vorherrschende Form 
des  Kaufs  angesehen  wird.  Zum  anderen   wird  der  erhöhten  Komplexität 
langlebiger moderner Industrieprodukte durch eine drastische Verlängerung 
der  Verjährungsfristen der Gewährleistungsansprüche von sechs Monaten 
auf zwei Jahre Rechnung getragen.
37 Vgl. auch  Wehrt (1995), 37 f. und  Schäfer/Ott  (2000), 446 f.
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Im  Mittelpunkt  der  ökonomischen  Betrachtung  de s  neuen 
Gewährleistungsrechts stand die Frage, welche Konsequenzen das Verbot 
hat,  beim  Verbrauchsgüterkauf  von  den  gesetzlichen 
Gewährleistungsrechten und den gesetzlichen Verjährungsfristen zu Lasten 
der  Verbraucher  abzuweichen.  Es  wurde  deutlich,  dass  e s  durchaus  gute 
ökonomische Gründe für einen g esetzlichen Mindestschutz der Verbraucher 
bei Auftreten von Produktmä ngeln geben kann. Dabei hat dieser gesetzliche 
Mindestschutz  typischerweise  aber  nicht  die  Funktion,  dem  machtlosen, 
unmündigen Verbraucher e ine Waffe gegen die Machenschaften mächtiger, 
rücksichtsloser  Konzerne  in  die  Hand  zu  geben.  Zur  Lösung  derartiger 
Probleme ist das Wettbewerb srecht das geeignetere Instrument. Zwingende 
gesetzliche Gewährleistung srechte haben aus ökonomischer Sicht vielme hr 
eine andere Funktion: Sie sollen verhindern, dass in starkem Wettbewerb 
stehende Verkäufer durch das Verhalten der Käufer, die nur unvollkommen 
über  den  Inhalt  oder  den  Wert  der  angebotenen  Garantieleistungen 
informiert  sind,  gezwungen  we rden,  Güter  mit   schwachen  Garantien  zu 
geringen  Preisen  anzubieten,  o bwohl  die  Verbraucher  solche  mit  starken 
Garantien  und  höheren  Preisen  vorziehen  würden.  Unter  diesem 
Gesichtspunkt  dienen  somit  zwingende  Gewährleistungsrechte  dazu, 
Prozesse der adversen Selektion, d. h. der Ve rdrängung der besseren durch 
die  schlechteren  Qualitäten,  zu  vermeiden.  Diese  Funktion  können 
zwingende  Gewährleistungsrechte  aber  nur  sehr  unvollkommen  erfüllen, 
wenn die Konsumenten und die Verbrauchsgüter bezüglich der relevanten 
Eigenschaften  heterogen  sind  und  wenn  die  Fe hlerquoten  bei  den 
Verbrauchsgütern  in  einem  spürbaren  Ausmaß  durch  das  Verhalten  der 
Konsumenten mitbestimmt werden.
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